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7. Wahlperiode 00 qo 73 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Berger, Dr. Miltner, Volmer, 
Wagner (Günzburg), Dr. Hornhues und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Konsequenzen im öffentlichen Dienst, insbesondere im technischen Bereich, 
aus der Einführung der Fachhochschulen 


Durch Vereinbarung aller Bundesländer vom 31. Oktober 1968 
wurde die Einführung der Fachhochschulen als neue Hochschul- 
form beschlossen. Verwirklicht wurde die Vereinbarung zuerst 
vor allem auf dem Gebiet der Ingenieurbildung, wo seit 
1970/1971 praktisch alle früheren Ingenieurakademien in Fach- 
hochschulen umgewandelt sind. Die bereits im Beruf tätigen 
Absolventen der durch die Fachhochschulen abgelösten Bil- 
dungseinrichtungen, bisher insbesondere der früheren Inge- 
nieurschulen und Ingenieurakademien, wurden grundsätzlich 
vollberechtigt in die bildungspolitische Neuregelung ein- 
bezogen. 

Zu den Zielen der Einführung der Fachhochschulen gehörte und 
gehört es, durch einen weiterhin praxisbezogenen, aber in der 
Wertigkeit stärker als zuvor dem herkömmlichen Hochschul- 
studium angenäherten Bildungsgang den gestiegenen Anforde- 
rungen der modernen Technik, Wirtschaft und Verwaltung ge- 
recht zu werden und zugleich eine befriedigende Alternative 
zum Hochschulstudium herkömmlicher Art anzubieten. Diese 
Zielsetzung wird aber für den Bereich des öffentlichen Dienstes 
vereitelt, wenn aus der bildungspolitischen Neuordnung keine 
Konsequenzen hinsichtlich der Zuweisung von Funktionen, der 
laufbahnrechtlichen und der besoldungsrechtlichen Einstufung 
gezogen werden. 

Die Bundesregierung sieht bisher trotz dringender Aufforde- 
rungen hartnäckig davon ab, Vorschläge für die notwendige 
Neustrukturierung vorzulegen; einzelne isolierte Besoldungs- 
zugeständnisse sind dafür kein ausreichender Ersatz. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Einfüh- 
rung der Fachhochschulen, bisher vor allem im Bereich der 
Ingenieurbildung, das Ergebnis einer bildungspolitischen 
Entwicklung dokumentiert, welches eine Neubewertung der 
Absolventen dieser Bildungsgänge auch im öffentlichen 
Dienst dringend notwendig macht? 

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die sach- 
gerechte Neubewertung sowohl zu einer deutlichen lauf- 
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bahn- und besoldungsrechtlichen Höherstufung als auch zur 
Zuweisung entsprechend höherwertiger Aufgaben führen 
muß? 

3. Welche Maßnahmen zur funktionalen, laufbahn- und besol- 
dungsrechtlichen Neubewertung von Laufbahnen, die einen 
Fachhochschulabschluß erfordern, gedenkt die Bundesregie- 
rung dem Deutschen Bundestag sofort und welche später 
- zu welchen Zeitpunkten - vorzuschlagen? 

4. Hat die Bundesregierung geprüft, 

a) inwieweit heute Funktionen aus dem bisherigen Bereich 
des höheren technischen Dienstes, insbesondere in den 
Besoldungsgruppen A13/A14, graduierten Ingenieuren 
übertragen werden können, 

b) inwieweit bisherige Funktionen des gehobenen techni- 
schen Dienstes, insbesondere in den Besoldungsgruppen 
A9/A10, qualifizierten Technikern übertragen werden 
können? 

Zu welchen Ergebnissen ist die Bundesregierung gelangt? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, die Ausbildung qualifizierter 
Techniker durch Technikerschulen mit 4-semestrigem Lehr- 
gang und staatlicher (oder staatlich anerkannter) Abschluß- 
prüfung nicht zuletzt durch eine Ergänzung des geltenden 
Laufbahnrechts zu fördern, welche diesen qualifizierten 
Technikern den Einstieg in Ämter und Funktionen etwa der 
Besoldungsgruppe A 7 und Beförderungen bis in Ämter und 
Funktionen etwa der Besoldungsgruppe A 10 ermöglicht? 

6. Welche Vom-Hundert-Sätze der einzelnen Besoldungs- bzw. 
Vergütungsgruppen haben sich im Bundesdienst für gra- 
duierte Ingenieure 

a) als Beamte des gehobenen technischen Dienstes in den 
Besoldungsgruppen A 9 bis A 13 auf Grund des geltenden 
Besoldungsrechts, 

b) als entsprechende Angestellte in den Vergütungsgruppen 
Vb bis II a BAT auf Grund des neuen Techniker-Tarif- 
vertrags 

tatsächlich ergeben? 

7. Soweit sich zu 6. unterschiedliche Anteile ergeben haben: 

a) Beruhen die Unterschiede auf unterschiedlichen Funk- 
tionen oder auf ganz oder teilweise unterschiedlicher Be- 
wertung der gleichen Funkionen für Beamte einerseits 
und für angestellte Ingenieure andererseits? 

b) Wie und wann beabsichtigt die Bundesregierung, sach- 
lich nicht gerechtfertigte Unterschiede auszugleichen? 

Bonn, den 6. August 1973 

Vogel (Ennepetal) Wagner (Günzburg) 

Berger Dr. Hornhues 

Dr. Miltner Carstens, Stücklen und Fraktion 

Volmer 
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